
  23.12.2008 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 2 

Gericht 

Asylgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

23.12.2008 

Geschäftszahl 

C8 313520-2/2008 

Spruch 
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BESCHLUSS 
 

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. Felseisen als Einzelrichter über die Beschwerde des P.S., geb. 
00.00.1980, StA. Indien, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 22.06.2007, FZ. 05 07.328-BAE WE, 
beschlossen: 
 

Gemäß § 71 Abs. 6 AVG wird dem Antrag des P.S. vom 22.05.2007 auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
die aufschiebende Wirkung zuerkannt. 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e : 
 

I. Verfahrensgang: 
 

Der erstinstanzliche Verfahrensgang ergibt sich aus dem Verwaltungsakt des Bundesasylamtes. Der 
Beschwerdeführer wurde am 20.06.2005, am 22.06.2005 und am 21.02.2007 niederschriftlich zu seinem Antrag 
auf Internationalen Schutz vom 23.05.2005 einvernommen (As. 23 bis 25, 29 bis 47, 127 bis 133). 
 

Mit Bescheid vom 22.02.2007, Zahl: 05 07.328-BAW, wies das Bundesasylamt - ohne weitere 
Verfahrensschritte - den Asylantrag gemäß § 7, 8 Abs. 1 und 2 AsylG 1997/BGBl I Nr. 76/1997 ab. 
 

Mangels rechtzeitiger Erhebung einer Berufung (nunmehr Beschwerde) wurde der Bescheid am 16.03.2007 
rechtskräftig. 
 

Am 22.05.2007 brachte der Beschwerdeführer einen Antrag auf Wiedereinsetzung in das Verfahren sowie eine 
Berufung gegen den Bescheid des Bundesasylamtes ein. Weiters wurde der Antrag gestellt, dem Verfahren auf 
Wiedereinsetzung die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen. 
 

Mit Bescheid vom 22.06.2007, Zahl: 05 07.328-BAW WE, wies das Bundesasylamt - ohne weitere 
Verfahrensschritte - den Antrag auf Wiedereinsetzung gemäß § 71 Abs. 1 Z 1 AVG, BGBl. 51/1991 ab. 
 

Dagegen wurde am 12.07.2007 Beschwerde eingebracht. 
 

II. Der Asylgerichtshof hat erwogen: 
 

Gemäß § 23 Asylgerichtshofgesetz -AsylGHG sind auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die 
Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetz 1991-AVG, BGBl. Nr. 51, mit der Maßgabe 
sinngemäß anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt, soweit sich 
aus dem Bundes-Verfassungsgesetz -B-VG, BGBl. Nr. 1/1930, dem Asylgerichtshof 2005, BGBl. I Nr. 100, und 
dem Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 - VwGH, BGBl. Nr. 10, nicht anderes ergibt. Nach § 61 Abs. 4 AsylG 
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2005 hat über die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde der für die Behandlung der 
Beschwerde zuständige Einzelrichter oder Senatsvorstehender entschieden. 
 

Gemäß § 71 Abs. 6 AVG kann die zur Entscheidung über den Wiedereinsetzungsantrag zuständige Behörde dem 
Antrag die aufschiebende Wirkung zuerkennen. Die Behörde ist dazu - auch wenn der Antrag nicht mit einem 
darauf abzielenden Begehren verbunden ist - nach herrschender Auffassung verpflichtet, wenn dem Antragsteller 
sonst ein unverhältnismäßiger Nachteil entstünde (vgl. Hellbling, Kommentar zu den 
Verwaltungsverfahrensgesetzen Bd. I, 1953, 477; Walter/Thienel, Die österreichischen 
Verwaltungsverfahrensgesetze, Bd. I, 2. Aufl. 1998, Anm. 18 zu § 71 AVG [unter Verweis auf Anm. 7 und 8 zu 
§ 64 AVG]). Das Zutreffen der zuletzt genannten Voraussetzung wird vom Verwaltungsgerichtshof - wegen des 
Verlustes der Rechtsstellung eines Asylwerbers durch den rechtskräftigen Abschluss des Asylverfahrens - in den 
gemäß § 30 Abs. 2 VwGG bei der Bekämpfung verfahrensbeendender Bescheide in Asylsachen zu fällenden 
Entscheidungen in der Regel als offenkundig angesehen. 
 

Vor diesem Hintergrund entspricht es bis zur Erlassung des Berufungsbescheides über den 
Wiedereinsetzungsantrag in der Regel der Rechtslage, dem Antrag wegen des mit der Versäumung der 
Berufungsfrist in der Hauptsache verbundenen Verlustes der Rechtsstellung eines Asylwerbers gemäß § 71 Abs. 
6 AVG die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen (so VwGH 11.12.2001, Zl. AW 2001/20/0580; vgl. weiters 
nunmehr VwGH 03.07.2003, Zl. 2002/20/0078). 
 

Dem BW würde offenkundig wegen des mit der Versäumung der Berufungsfrist in der Hauptsache verbundenen 
Verlustes der Rechtsstellung eines Asylwerbers ein unverhältnismäßiger Nachteil entstehen. Zwingende 
öffentliche Interessen, die der Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung entgegenstehen, liegen nicht vor. 
Daher war dem Wiedereinsetzungsantrag vom 22.05.2007 die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen. 
 

Von der Abhaltung einer mündlichen Verhandlung konnte gemäß § 67d Abs. 4 AVG abgesehen werden. 
 

Es ist daher spruchgemäß zu entscheiden. 


